917 


Bundesgesetzblatt 


Teil I 


Z1997A 


1967 


Ansgcgcben zu Bonn am 29. August 1967 


Nr. 5 3 


Tag Inhalt Seite 

23. 8. 67 Neufassung des Gesetzes über die Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 

(Selbstverwaltungsgesetz — SVwG) . 917 

Bundesgcsetzbl. 111 827-G 

23.8.67 Neufassung des § 414 d der Reichsversicherungsordnung .. 931 

Bundesgesetzbl. III 820-1 


Hinweis auf andere Verkündungsblätter 

Bundesgesetzblatt Teil II Nr. 39 . 


932 


Bekanntmachung 
der Neufassung des Gesetzes 

über die Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
(Selbstverwaltungsgesetz — SVwG) 

Vom 23. August 1967 


Auf Grund des Artikels 3 § 5 des Siebenten Ge¬ 
setzes zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 
vom 3. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 845) wird 
nachstehend der Wortlaut des Gesetzes über die 
Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozialver¬ 
sicherung (Selbstverwaltungsgesetz — SVwG —) in 
der vom Inkrafttreten des Siebenten Gesetzes zur 
Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes an gelten¬ 
den Fassung bekanntgemacht. 


Bonn, den 23. August 1967 

Der Bundes minister für Arbeit und Sozialordnung 

In Vertretung 
Kattenstroth 
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Gesetz 

über die Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
(Selbstverwaltungsgesetz — SVwG) 

in der Fassung vom 23. August 1967 


Erster Abschnitt 

Organe der Selbstverwaltung, 
Versichertenälteste und Vertrauensmänner, 
Geschäftsführung 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung wer¬ 
den als Organe der Selbstverwaltung (Organe) eine 
Vertreterversammlung und ein Vorstand gebildet. 

(2) Die Sektionen, die Bezirksverwaltungen und 
die Landesgeschäftsstellen der Versicherungsträger 
können Organe nach den Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes bilden. Für diesen Fall grenzt die Satzung des 
Versicherungsträgers die Aufgaben und die Befug¬ 
nisse dieser Organe gegenüber den Aufgaben und 
Befugnissen der Organe der Hauptverwaltung ab. 

(3) Soweit die Unfallversicherung durch Ausfüh¬ 
rungsbehörden durchgeführt wird, sind entspre¬ 
chende Organe nach den Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes zu bilden. 

(4) In der Knappschaftsversicherung wählen die 
Versicherten Versichertenälteste (Knappschafts¬ 
älteste der Arbeiter und Knappschaftsälteste der 
Angestellten). Die Satzung der übrigen Versiche¬ 
rungsträger kann die Wahl von Versichertenältesten 
vorschreiben. Die Versichertenältesten haben das 
Recht und die Pflicht, die Interessen der Versicher¬ 
ten und Leistungsberechtigten wahrzunehmen und sie 
zur Befolgung von Gesetz, Satzung und sonstigen 
Bestimmungen anzuhalten. 

(5) Die Satzung jedes Versicherungsträgers kann 
die Wahl von Vertrauensmännern der Arbeitgeber, 
die Satzung jeder landwirtschaftlichen Berufsgenos¬ 
senschaft auch die Wahl von Vertrauensmännern 
der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte oder 
von gemeinsamen Vertrauensmännern der Arbeit¬ 
geber und der Selbständigen ohne fremde Arbeits¬ 
kräfte vorschreiben. 

(6) Das Nähere über die Rechte und Pflichten der 
Versichertenältesten und der Vertrauensmänner so¬ 
wie ihre Stellvertretung regelt die Satzung. 

§ 2 

Zusammensetzung der Organe 

(1) Die Organe der Versicherungsträger setzen 
sich zusammen 

a) in der Krankenversicherung, in den Rentenver¬ 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
und in der Unfallversicherung je zur Hälfte aus 
Vertretern der Versicherten und der Arbeitgeber, 

b) in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
je zu einem Drittel aus Vertretern der versicher¬ 


ten Arbeitnehmer (Versicherten), der Selbständi¬ 
gen ohne fremde Arbeitskräfte und der Arbeit¬ 
geber, 

c) in der Knappschaftsversicherung zu zwei Drit¬ 
teln aus Vertretern der Versicherten und zu 
einem Drittel aus Vertretern der Arbeitgeber. 

(2) Bei den Betriebskrankenkassen und der Bun¬ 
desbahn-Versicherungsanstalt gilt Absatz 1 Buch¬ 
stabe a mit der Abweichung, daß den Organen 
außer den Vertretern der Versicherten der Arbeit¬ 
geber oder sein Vertreter angehört. Er hat die 
gleiche Zahl der Stimmen wie die Vertreter der 
Versicherten; bei einer Abstimmung kann er jedoch 
nicht mehr Stimmen abgeben, als den anwesenden 
Vertretern der Versicherten zustehen. 

(3) Bei den Ersatzkassen werden abweichend von 
Absatz 1 Buchstabe a nur Versicherte als Mitglieder 
der Organe gewählt. 

(4) In den Organen sollen die einzelnen Wirt¬ 
schafts- und Verwaltungszweige und Berufsgruppen 
angemessen vertreten sein. In den Vertreterver¬ 
sammlungen bundesunmittelbarer Versicherungs¬ 
träger sollen auch die einzelnen Landesgebiete an¬ 
gemessen vertreten sein. 


§ 3 

Mitglieder der Organe 

(1) Die Satzung bestimmt die Zahl der Mitglieder 
der Organe der Größe des Versicherungsträgers ent¬ 
sprechend. Die Vertreterversammlung hat höchstens 
60 Mitglieder. Die Versicherten dürfen in der Ver¬ 
treterversammlung einer Betriebskrankenkasse mit 
höchstens 30 Mitgliedern vertreten sein. Die Zahl 
der Mitglieder der Organe darf unbeschadet des 
§ 292 der Reichsversicherungsordnung nur mit Wir¬ 
kung vom 1. Oktober des jeweils nächsten Wahl¬ 
jahres geändert werden. 

(2) Ein Mitglied, das verhindert ist, wird durch 
einen Stellvertreter vertreten. Stellvertreter sind in 
der Reihenfolge ihrer Aufstellung die als Stellver¬ 
treter in der Vorschlagsliste benannten verfügbaren 
Personen; Stellvertreter, die zu den im Absatz 4 
Genannten gehören, dürfen nur Mitglieder vertre¬ 
ten, die die gleichen Wählbarkeitsvoraussetzungen 
erfüllen. Abweichend von Satz 2 können in der Vor¬ 
schlagsliste für Mitglieder des Vorstandes ein erster 
und ein zweiter Stellvertreter benannt werden. 

(3) Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre 
Stellvertreter können nicht gleichzeitig dem Vor¬ 
stand angehören oder Stellvertreter von Vorstands¬ 
mitgliedern sein; jedoch ist die Mitgliedschaft in 
mehreren Organen gleicher Art bei dem gleichen 
Versicherungsträger nicht ausgeschlossen. 
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(4) Den Organen der Träger der Unfallversiche¬ 
rung, der Träger der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten sowie der Knapp¬ 
schaftsversicherung können als Vertreter der Ver¬ 
sicherten auch Beauftragte der Gewerkschaften und 
der selbständigen Vereinigungen von Arbeitneh¬ 
mern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung 
(sonstige Arbeitnehmervereinigungen), als Vertre¬ 
ter der Arbeitgeber auch Beauftragte der Vereini¬ 
gungen von Arbeitgebern angehören. Von der Ge¬ 
samtzahl der Mitglieder einer Gruppe in einem 
Organ darf nicht mehr als ein Drittel zu den in 
Salz 1 bezeichneten Personen gehören; jedem Organ 
kann jedoch eine dieser Personen angehören. Das 
Nähere bestimmt die Satzung. 

(5) In den Organen der Träger der Knappschafts¬ 
versicherung müssen mindestens zwei Drittel der 
Vertreter der Versicherten Versichertenälteite sein. 
Ein Fünftel der Vertreter der Versicherten muß 
Vertreter der Angestellten sein. Läßt sich die Zahl 
der Vertreter der Versicherten nicht durch fünf 
teilen, ist die Zahl der Vertreter der Angestellten 
nach unten abzurunden. 

(6) Den Organen der See-Berufsgenossenschaft 
und der Seekasse können als Vertreter der Ver¬ 
sicherten befahrene Schiffahrtskundige angehören, 
die nicht Unternehmer sind. Befahrene Schiffahrts¬ 
kundige sind Personen, die mindestens fünf Jahre 
lang Kapitän im Sinne des § 2 oder Besatzungsmit¬ 
glied im Sinne des § 3 des Seemannsgesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713) waren, bei 
der See-Berufsgenossenschaft oder der Seekasse 
versichert waren und noch in näherer Beziehung 
zur Seefahrt stehen. 

§ 4 

Verfahren bei der Beratung und Beschlußfassung 

(1) Jedes Organ gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung des Vorstandes bedarf der 
Zustimmung der Vertreterversammlung. 

(2) Die Sitzungen des Vorstandes sowie der Aus¬ 
schüsse der Organe sind nicht öffentlich. Die Sitzun¬ 
gen der Vertreterversammlung sind öffentlich, so¬ 
weit sie sich nicht mit personellen Angelegenheiten 
des Versicherungsträgers, Grundstücksgeschäften 
oder den in § 141 oder § 142 der Reichsversiche- 
rungsordnung geschützten Tatsachen befassen. Die 
Vertreterversammlung kann die Öffentlichkeit für 
weitere Beratungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung 
ausschließen. Der Beschluß ist in öffentlicher Sitzung 
bekanntzugeben. 

(3) Der Vorstand kann in eiligen Fällen ohne 
Sitzung schriftlich abstimmen. Die Vertreterver¬ 
sammlung kann schriftlich abstimmen, wenn die 
Satzung es für bestimmte Fälle, die ihrem Gegen¬ 
stand nach in der Regel keiner Beratung bedürfen, 
zuläßt. Wenn mindestens ein Fünftel der Mitglieder 
des Organs der schriftlichen Abstimmung wider¬ 
spricht, ist über die Angelegenheit in der nächsten 
Sitzung des Organs zu beraten und abzustimmen. 

(4) Soweit durch Gesetz oder Satzung nichts Ab¬ 
weichendes bestimmt ist, sind die Organe beschluß¬ 


fähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder, aus 
denen sich die Organe zusammensetzen, anwesend 
und stimmberechtigt ist. Ist ein Organ nicht be¬ 
schlußfähig, so kann der Vorsitzende anordnen, daß 
in der nächsten Sitzung über den Gegenstand der 
Abstimmung auch dann beschlossen werden kann, 
wenn die in Satz 1 bestimmte Mehrheit nicht vor¬ 
liegt. Hierauf muß in der Ladung der Mitglieder zu 
der nächsten Sitzung hingewiesen werden. 

(5) Die Beschlüsse werden, soweit durch Gesetz 
oder Satzung nichts Abweichendes bestimmt ist, 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit wird die Abstimmung nach 
erneuter Beratung wiederholt. Ergibt sich die Stim¬ 
mengleichheit bei einer schriftlichen Abstimmung, 
wird über die Angelegenheit in der nächsten Sitzung 
des Organs beraten und erneut abgestimmt. Kommt 
auch bei einer zweiten Abstimmung eine Mehrheit 
nicht zustande, so gilt der Antrag als abgelehnt. 

(6) Ein Organmitglied darf bei der Beratung und 
Abstimmung nicht anwesend sein, wenn ein Beschluß 
ihm selbst, seinem Ehegatten, seinem früheren Ehe¬ 
gatten, einer durch Annahme an Kindes Statt mit 
ihm verbundenen Person, einem Verwandten bis 
zum dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten 
Grad, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwä¬ 
gerschaft begründet ist, nicht mehr besteht, oder 
einer von ihm gesetzlich oder kraft Vollmacht ver¬ 
tretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann. Dies gilt nicht, wenn das 
Organmitglied an dem Beschluß nur als Angehöri¬ 
ger einer Personengruppe beteiligt ist, deren ge¬ 
meinsame Interessen durch die Angelegenheit be¬ 
rührt werden. 

(7) Die Organe können die Erledigung einzelner 
Aufgaben, die nicht Gegenstände der autonomen 
Rechtsetzung betreffen, Ausschüssen übertragen. Zu 
Mitgliedern dieser Ausschüsse können nur Mitglie¬ 
der des Organs bestellt werden. Die Organe können 
die Stellvertretung für die Ausschußmitglieder ab¬ 
weichend von § 3 Abs. 2 regeln. 

(8) Der Vorstand hat bei der Behandlung von 
Fragen, die die Volksgesundheit berühren, einen 
auf dem Gebiet der Volksgesundheit und der Sozial¬ 
versicherung erfahrenen Arzt mit beratender Stimme 
hinzuzuziehen. Der Vorstand wählt den Arzt auf 
Grund von Vorschlägen der zuständigen Ärztekam¬ 
mer aus. 

§ 5 

Ehrenämter 

(1) Das Amt der Mitglieder der Organe sowie der 
Versichertenältesten und Vertrauensmänner ist ein 
Ehrenamt; ihre Tätigkeit in Ausübung dieses Amtes 
begründet kein Dienstverhältnis zum Versicherungs¬ 
träger. Stellvertreter haben für die Zeit, in der sie 
die Mitglieder vertreten, deren Rechte und Pflichten. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen An¬ 
sprüche anderer Personen gegen den Versicherungs¬ 
träger nur geltend machen, wenn sie als gesetzliche 
Vertreter handeln. 
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(3) Der Versicherungsträger erstattet den Mit¬ 
gliedern der Organe sowie den Versichertenältesten 
und den Vertrauensmännern ihre baren Auslagen. 
Die Auslagen des Vorsitzenden und der stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden eines Organs für ihre Tätig¬ 
keit außerhalb der Sitzungen können mit einem 
Pauschbetrag abgegolten werden. 

(4) Den Vertretern der Versicherten in den Or¬ 
ganen und den Versichertenältesten ist nach ihrer 
Wahl Ersatz für den entgangenen Bruttoarbeits¬ 
verdienst oder ein Pauschbetrag für Zeitverlust zu 
gewähren. Die Wahl ist jeweils für mindestens ein 
Jahr zu treffen. Ein Pauschbetrag für Zeitverlust 
kann auch den Vertretern der Arbeitgeber, den Ver¬ 
tretern der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte 
und den Vertrauensmännern zugebilligt werden. 

(5) Die Vertreterversammlung setzt auf Vorschlag 
des Vorstandes die Pauschbeträge nach den Ab¬ 
sätzen 3 und 4 fest. Sie kann auch feste Sätze für 
den Ersatz barer Auslagen beschließen und in Aus¬ 
nahmefällen einen Zuschlag zum Bruttoarbeitsver¬ 
dienst bewilligen. Die Beschlüsse bedürfen der 
Zustimmung der Behörde, welche die Satzung ge¬ 
nehmigt. 

(6) Die Arbeitgeber und ihre Vertreter dürfen 
Versicherte weder in der Übernahme oder Aus¬ 
übung eines Ehrenamts beschränken noch wegen 
der Übernahme oder Ausübung des Amts benach¬ 
teiligen. Die Vertreter der Versicherten haben ihren 
Arbeitgebern, bei denen sie tätig sind, die Ein¬ 
berufung zu einer Sitzung anzuzeigen. 

§ 6 

Amtsdauer, Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe, 
der Versichertenältesten und der Vertrauensmänner 
beträgt sechs Jahre; sie endet ohne Rücksicht auf 
den Zeitpunkt der Wahl jeweils am 30. September 
eines Wahljahres. Die Gewählten bleiben nach Ab¬ 
lauf ihrer Amtsdauer im Amt, bis ihre Nachfolger 
ihr Amt antreten. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der gewählte Bewerber wird Mitglied des 
Organs an dem Tage, an dem die erste Sitzung des 
Organs stattfindet, frühestens jedoch am 1. Oktober 
des Wahljahres. Zu Vorsitzenden oder stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden gewählte Mitglieder der Or¬ 
gane erwerben ihr Amt mit der Erklärung, daß sie 
die Wahl annehmen. 

(3) Die Mitgliedschaft in einem Organ endet 

a) durch Ablauf der Amtsdauer (Absatz 1), 

b) durch Tod, 

c) durch die Erklärung, die Wahl in ein anderes 
Organ anzunehmen oder durch die Nachfolge für 
ein ausgeschiedenes Mitglied eines anderen Or¬ 
gans, soweit die gleichzeitige Zugehörigkeit zu 
beiden Organen ausgeschlossen ist, 

d) bei einem Beschluß nach Absatz 4 mit Eintritt 
der Unanfechtbarkeit. 

(4) Der Vorstand hat ein Organmitglied durch 
Beschluß von seinem Amt zu entbinden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, oder die Voraussetzungen 
der Wählbarkeit am Tag der Wahlankündigung 
nicht Vorgelegen haben oder nachträglich weggefal¬ 


len sind. Jedes Organmitglied ist verpflichtet, Ver¬ 
änderungen, die seine Wählbarkeit berühren, dem 
Vorsitzenden des Vorstandes unverzüglich anzu¬ 
zeigen. Verstößt ein Organmitglied in grober Weise 
gegen seine Amtspflichten, hat der Vorstand das 
Mitglied durch Beschluß seines Amtes zu entheben. 
Der Vorstand kann die sofortige Vollziehung des 
Beschlusses anordnen. Die Anordnung hat die Wir¬ 
kung, daß das Mitglied an der Ausübung seines 
Amtes verhindert ist. 

(5} Betrifft ein Beschluß nach Absatz 4 ein Mit¬ 
glied der Vertreterversammlung, bedarf er der Zu¬ 
stimmung des Vorsitzenden der Vertreterversamm¬ 
lung. Stimmt der Vorsitzende nicht zu, oder betrifft 
der Beschluß ihn selbst, entscheidet die Vertreter¬ 
versammlung. 

(6) Bevor ein Beschluß nach Absatz 4 gefaßt wird, 
ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Gegen den Beschluß kann das Organmitglied 
binnen einem Monat nach der Zustellung bei dem 
zuständigen Sozialgericht Klage erheben; ein Vor¬ 
verfahren findet nicht statt. 

(7) Für die Stellvertreter von Organmitgliedern 
gelten Absatz 2 Satz 1, Absätze 3, 4, 5 und 6, für 
Versichertenälteste und Vertrauensmänner Absatz 2 
Satz 2, Absätze 3, 4 und 6 entsprechend. 

(8) Endet die Mitgliedschaft in einem Organ, so 
tritt bis zur Ergänzung des Organs an die Stelle des 
ausgeschiedenen Mitglieds ein Stellvertreter. 

§ 7 

Wahlrechtsgrundsätze und Wahlvorschlagsrecht 

(1) Die Versicherten wählen ihre Vertreter in die 
Vertreterversammlung sowie die Versichertenälte¬ 
sten. Die Arbeitgeber wählen ihre Vertreter in die 
Vertreterversammlung sowie die Vertrauensmänner. 
Die Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte in der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung wählen ihre 
Vertreter in die Vertreterversammlung und die Ver¬ 
trauensmänner. In der Knappschaftsversicherung 
wählen die Knappschaftsältesten der Arbeiter und 
die Knappschaftsältesten der Angestellten je für 
sich getrennt die Vertreter der Versicherten in die 
Vertreterversammlung. 

(2) Gewählt wird auf Grund von Vorschlagslisten; 
sie dürfen unter den ersten drei Bewerbern höchstens 
eine, unter den ersten sechs Bewerbern höchstens 
zwei und unter den ersten zwölf Bewerbern höch¬ 
stens vier Personen enthalten, die zu den in § 3 
Abs. 4 Satz 1 genannten gehören. Das Recht, Vor¬ 
schlagslisten einzureichen, haben Gewerkschaften, 
Vereinigungen von Arbeitgebern und, soweit sie 
die Voraussetzungen des Absatzes 3 erfüllen, son¬ 
stige Arbeitnehmervereinigungen (§ 3 Abs. 4 Satz 1). 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen, die 
sich nach ihrer Satzung auch an den Wahlen zu den 
Organen der Versicherungsträger beteiligen können, 
dürfen keinen Namen führen, der als Bestandteil 
die Bezeichnung des Versicherungsträgers oder 
einen den Versicherungsträger kennzeichnenden Teil 
dieser Bezeichnung enthält. Für die Gruppe der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte haben die 
auf freiwilliger Grundlage gebildeten berufsstän- 
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dischen Vereinigungen der Landwirtschaft das Recht, 
Vorschlagslisten einzureichen; die Vorschlagslisten 
müssen maßgeblich von Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte aufgestellt sein. Für die Gruppe der 
Versicherten bei den besonderen Trägern der Unfall¬ 
versicherung für die Feuerwehren haben die Landes¬ 
feuerwehrverbände das Recht, Vorschlagslisten ein¬ 
zureichen. Das Recht, Vorschlagslisten (freie Listen) 
einzureichen, haben ferner Versicherte, Arbeitgeber 
und Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte, die 
nicht in einer Vereinigung zusammengeschlossen 
sind, soweit sie die Voraussetzungen des Absatzes 3 
erfüllen. 

(3) Sonstige Arbeitnehmervereinigungen können 
Vorschlagslisten nur einreichen, wenn sie eine Sat¬ 
zung haben, die ihre sozial- oder berufspolitische 
Zwecksetzung erkennen läßt. Vorschlagslisten son¬ 
stiger Arbeitnehmervereinigungen, die seit der 
letzten Wahl nicht mit mindestens einem Vertreter 
ununterbrochen in der Vertreterversammlung ver¬ 
treten sind, und freie Listen müssen bei einem Ver¬ 
sicherungsträger 

mit nicht mehr als 150 Versicherten von minde¬ 
stens 5 Wahlberechtigten, 

mit mehr als 150, aber nicht mehr als 1 000 Ver¬ 
sicherten von mindestens 10 Wahlberechtigten, 
mit mehr als 1 000, aber nicht mehr als 5 000 Ver¬ 
sicherten von mindestens 15 Wahlberechtigten, 
mit mehr als 5 000, aber nicht mehr als 10 000 Ver¬ 
sicherten von mindestens 20 Wahlberechtigten, 
mit mehr als 10 000, aber nicht mehr als 50 000 
Versicherten von mindestens 30 Wahlberechtigten, 
mit mehr als 50 000, aber nicht mehr als 100 000 
Versicherten von mindestens 100 Wahlberechtig¬ 
ten, 

mit mehr als 100 000, aber nicht mehr als 500 000 
Versicherten von mindestens 250 Wahlberechtig¬ 
ten, 

mit mehr als 500 000, aber nicht mehr als einer 
Million Versicherten von mindestens 500 Wahl¬ 
berechtigten, 

mit mehr als einer Million Versicherten von min¬ 
destens 1 000 Wahlberechtigten 

unterzeichnet sein. Kann der Versicherungsträger 
die Zahl der Versicherten nicht zweifelsfrei fest¬ 
stellen, ist die geringere Zahl von Unterschriften zu 
fordern. Sätze 2 und 3 gelten für Arbeitgeber mit 
der Maßgabe, daß die Unterzeichner einer Vor¬ 
schlagsliste zusammen über eine den in Satz 2 ge¬ 
nannten Mindestzahlen entsprechende Stimmenzahl 
(§ 28) beim Versicberungsträger verfügen müssen. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes und ihre Stell¬ 
vertreter werden von der Vertreterversammlung 
gewählt, und zwar wählen die Vertreter der Ver¬ 
sicherten, der Arbeitgeber und der Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte in der Vertreterversamm¬ 
lung je für sich getrennt die Vertreter ihrer Gruppe. 
In der Knappschaftsversicherung werden die Ver¬ 
treter der Versicherten nach Arbeitern und Ange¬ 
stellten getrennt gewählt. Gewählt wird auf Grund 
von Vorschlagslisten mit mindestens zwei Unter¬ 
schriften von Vertretern der Gruppen, die der Ver¬ 
treterversammlung angehören. 


(5) Die Wahlen sind frei und geheim; es gelten 
die Grundsätze der Verhältniswahl. Eine Zusam¬ 
menlegung mehrerer Vorschlagslisten zu einer Vor¬ 
schlagsliste (Listenzusammenlegung) und eine Ver¬ 
bindung mehrerer Vorschlagslisten (Listenverbin¬ 
dung) sind zulässig. Verbundene Listen gelten bei 
der Ermittlung des Wahlergebnisses im Verhältnis 
zu den übrigen Listen als eine Liste. 

(6) Das Ergebnis der Wahlen wird nach dem 
Höchstzahlverfahren d’Hondt ermittelt. Dabei wer¬ 
den nur die Vorschlagslisten berücksichtigt, die min¬ 
destens fünf vom Hundert der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten haben. 

(7) Wird aus einer Gruppe nur eine Vorschlags¬ 
liste zugelassen, so gelten die Vorgeschlagenen als 
gewählt; dies gilt entsprechend, wenn zwar mehrere 
Vorschlagslisten zugelassen werden, in ihnen aber 
insgesamt nicht mehr Bewerber benannt sind, als 
Mitglieder zu wählen sind. 

§ 8 

Wahl der Versichertenältesten 
und Vertrauensmänner in der Kranken¬ 
versicherung, der Unfallversicherung 
und den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten 

Die Satzung eines Trägers der Krankenversiche¬ 
rung, der Unfallversicherung und der Rentenver¬ 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten kann 
abweichend von § 7 Abs. 1 bestimmen, daß die Ver¬ 
sichertenältesten und die Vertrauensmänner durch 
die Vertreterversammlung gewählt werden. In die¬ 
sem Falle gilt für die Wahl § 7 Abs. 4 bis 7 ent¬ 
sprechend. Den Vorschlagslisten der Gruppen der 
Vertreterversammlung sind Vorschläge der Orga¬ 
nisationen und Wählergruppen zugrunde zu legen, 
die zur Einreichung von Vorschlagslisten für die 
Wahl der Versichertenältesten und Vertrauens¬ 
männer nach § 7 Abs. 2 berechtigt sind. 

§ 9 

Ergänzung der Vertreterversammlung 

(1) Scheidet ein Mitglied der Vertreterversamm¬ 
lung oder ein Stellvertreter vorzeitig aus, so fordert 
der Vorsitzende des Vorstandes im Benehmen mit 
dem Vorsitzenden der Vertreterversammlung die 
Stelle, welche die Vorschlagsliste eingereicht hat 
(Listenträger), unverzüglich auf, dem Vorstand 
innerhalb zweier Monate einen Nachfolger vor¬ 
zuschlagen. Auf Antrag des Listenträgers kann der 
Vorsitzende des Vorstandes die Frist einmal um 
einen Monat verlängern. 

(2) Als Stichtag für die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit gilt der Erste des Monats, in dem der 
Listenträger den Nachfolger vorschlägt. 

(3) Erfüllt der als Nachfolger Vorgeschlagene 
nicht die Voraussetzungen der Wählbarkeit, so for¬ 
dert der Vorsitzende des Vorstandes den Listen¬ 
träger auf, dem Vorstand innerhalb eines weiteren 
Monats einen anderen Nachfolger vorzuschlagen. 
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(4) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger Vor¬ 
geschlagene die Voraussetzungen der Wählbarkeit, 
so stellt der Vorstand fest, daß er Mitglied oder 
Stellvertreter geworden ist. Der Vorstand benach¬ 
richtigt hiervon das neue Mitglied, den Vorsitzen¬ 
den der Vertreterversammlung, den Listenträger, 
die Aufsichtsbehörde und den Wahlbeauftragten. 

(5) Wird dein Vorstand innerhalb der Frist kein 
Nachfolger vorgeschlagen, der die Voraussetzungen 
der Wählbarkeit erfüllt, so zeigt der Vorstand dies 
der Aufsichtsbehörde an. Diese beruft den Nachfol¬ 
ger aus der Zahl der Wählbaren. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn eine Wahl 
zur Vertreterversammlung nicht zustande gekom¬ 
men oder nicht die vorgeschriebene Zahl von Mit¬ 
gliedern gewählt oder kein Stellvertreter benannt 
worden ist; bei neu errichteten Versicherungsträ¬ 
gern trifft die Anzeigepflicht den Wahlausschuß. 

§ 10 

Ergänzung des Vorstandes 

(1) Scheidet ein Vorstandsmitglied oder einer 
seiner Stellvertreter vorzeitig aus, so fordert der 
Vorsitzende des Vorstandes den Listenvertreter der 
Liste, auf der der Ausgeschiedene gewählt worden 
war, und seinen Stellvertreter auf, dem Vorstand 
innerhalb zweier Monate durch gemeinsame Erklä¬ 
rung einen Nachfolger vorzuschlagen. Auf Antrag 
des Listenvertreters kann der Vorsitzende des Vor¬ 
standes die Frist höchstens um einen Monat verlän¬ 
gern. 

(2) Als Stichtag für die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit gilt der Erste des Monats, in dem der 
Listenvertreter und sein Stellvertreter den Nach¬ 
folger vorschlagen. 

(3) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger Vor¬ 
geschlagene nicht die Voraussetzungen der Wähl¬ 
barkeit, so fordert der Vorsitzende des Vorstandes 
den Listenvertreter und seinen Stellvertreter auf, 
dem Vorstand innerhalb eines weiteren Monats 
einen anderen Nachfolger vorzuschlagen. 

(4) Erfüllt der fristgerecht als Nachfolger Vor¬ 
geschlagene die Voraussetzungen der Wählbarkeit, 
so teilt der Vorsitzende des Vorstandes im Beneh¬ 
men mit dem Vorsitzenden der Vertreterversamm¬ 
lung den Vorschlag allen Mitgliedern der Gruppe 
der Vertreterversammlung mit, der der Ausgeschie¬ 
dene im Vorstand angehört hat. Bei der Mitteilung 
des Vorschlags ist darauf hinzuweisen, daß der Vor¬ 
geschlagene als gewählt gilt, wenn innerhalb eines 
Monats kein anderer Vorschlag eingeht. Gilt der 
Vorgeschlagene danach als gewählt, benachrichtigt 
der Vorstand ihn, den Vorsitzenden der Vertreter¬ 
versammlung, den Listenträger und den Wahlbeauf¬ 
tragten. 

(5) Wird dem Vorstand innerhalb der Frist (Ab¬ 
sätze 1 und 3) kein Nachfolger vorgeschlagen, der 
die Voraussetzungen der Wählbarkeit erfüllt, oder 
wird ihm fristgerecht (Absatz 4 Satz 2) noch ein 
anderer Vorschlag eingereicht, so sind sämtliche 
Mitglieder der betreffenden Gruppe des Vorstandes 
und ihre Stellvertreter neu zu wählen (§ 7 Abs. 4 
bis 7). 


§ 11 

Nachfolge im Falle des vorzeitigen Ausscheidens 
von Versichertenältesten und Vertrauensmännern 
sowie ihrer Stellvertreter, 
Nichtzustandekommen der Wahl eines 
V er sichertenältesten 

(1) Die Nachfolge vorzeitig ausscheidender Ver¬ 
sichertenältester und Vertrauensmänner sowie ihrer 
Stellvertreter richtet sich nach den Bestimmungen 
der Satzung. 

(2) Soweit die Satzung keine Bestimmungen trifft, 
gilt § 9 Abs. 1 bis 5 entsprechend. Die Aufforderung, 
einen Nachfolger vorzuschlagen, ist an den Listen¬ 
vertreter der Liste zu richten, auf der der Aus¬ 
geschiedene gewählt worden war. Die Frist, inner¬ 
halb der ein Nachfolger vorzuschlagen ist (§ 9 Abs. 1 
und 3), beträgt drei Monate. 

(3) Wird in der Knappschaftsversicherung für 
einen Ältestensprengel kein Bewerber für das Amt 
eines Versichertenältesten vorgeschlagen, so zeigt 
der Vorstand dies der Aufsichtsbehörde an. Diese 
beruft den Versichertenältesten aus der Zahl der 
Wählbaren. 

§ 12 

Vorsitzende der Organe 

(1) Die Organe wählen aus ihrer Mitte einen Vor¬ 
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden, 
in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung und 
in der Knappschaftversicherung einen ersten und 
einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. Für 
die Wahl der Vorsitzenden ist die einfache Mehr¬ 
heit der Stimmen der Organmitglieder erforderlich. 
Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen von 
keinem Mitglied erreicht, so ist gewählt, wer in 
einem dritten Wahlgang die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt; dieser Wahlgang darf, wenn nicht 
einstimmig etwas anderes beschlossen wird, frü¬ 
hestens eine Stunde nach Bekanntgabe des Ergeb¬ 
nisses des zweiten Wahlgangs stattfinden. Bei gleich 
hoher Stimmenzahl gelten die Mitglieder, welche die 
gleich hohe Stimmenzahl erhalten, mit der Maßgabe 
als gewählt, daß sie den Vorsitz unter gegenseitiger 
Stellvertretung abwechselnd je für mindestens ein 
Jahr zu führen haben. Ist hiernach mehr als die 
vorgeschriebene Zahl von Vorsitzenden (Stellver¬ 
tretern) gewählt, so entscheidet das Los; das gleiche 
gilt für die Reihenfolge. 

(2) Wird als Vorsitzender ein Vertreter der Ver¬ 
sicherten gewählt, so ist als sein Stellvertreter ein 
Vertreter der Arbeitgeber zu wählen; wird als Vor¬ 
sitzender ein Vertreter der Arbeitgeber gewählt, 
so ist als sein Stellvertreter ein Vertreter der Ver¬ 
sicherten zu wählen. In der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung sind der erste und der zweite 
Stellvertreter je aus den beiden anderen Gruppen 
zu wählen, denen der Vorsitzende nicht angehört. 
Dies gilt für die Knappschaftsversicherung entspre¬ 
chend mit der Maßgabe, daß Arbeiter und Ange¬ 
stellte als besondere Gruppe gelten. Die Satzung 
jedes Versicherungsträgers kann vorschreiben, daß 
die Vertreter der einzelnen Gruppen während ihrer 
Amtsdauer abwechselnd je für mindestens ein Jahr 
den Vorsitz führen; sie bestimmt in diesem Falle das 
Nähere. 
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(3) Schließen Tatsachen das Vertrauen der Organ- 
mitglieder zu der Amtsführung eines Vorsitzenden 
oder eines stellvertretenden Vorsitzenden aus, so 
kann das Organ mit einer Mehrheit von zwei Drit¬ 
teln seiner Mitglieder die Abberufung beschließen. 
§ 6 Abs. 6 Satz 1 gilt entsprechend. Ein Vorsitzen¬ 
der oder ein stellvertretender Vorsitzender kann 
auch auf eigenen Wunsch aus diesem Amt ausschei- 
den; die Amtsführung endet mit. dem Zeitpunkt der 
Neuwahl durch das Organ. 

(4) Scheiden der Vorsitzende eines Organs oder 
sein Stellvertreter gemäß § 6 Abs. 3 oder § 12 Abs. 3 
aus, so werden sie durch Neuwahl ersetzt. In den 
Fällen des § 6 Abs. 3 erfolgt die Neuwahl, nachdem 
das Organ ergänzt worden ist. Für die Zeit bis zum 
Eintreten des Nachfolgers des Vorsitzenden eines 
Organs tritt der stellvertretende Vorsitzende, in der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung und in der 
Knappschaftsversicherung der erste stellvertretende 
Vorsitzende oder, falls dieser ausgeschieden ist, der 
zweite stellvertretende Vorsitzende an die Stelle 
des ausgeschiedenen Vorsitzenden. 

(5) Verstoßen Beschlüsse der Organe gegen 
Gesetz oder Satzung, so hat sie der Vorsitzende des 
Vorstandes durch Beschwerde an die Aufsichts¬ 
behörde zu beanstanden. Die Beschwerde bewirkt 
Aufschub. 

§ 13 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt, unbeschadet des § 15 
Abs. 4, den Versicherungsträger gerichtlich und 
außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetz¬ 
lichen Vertreters. Soweit er eines Ausweises bedarf, 
genügt eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde 
über seine Zusammensetzung und den Umfang 
seiner Vertretungsmacht. Der Vorstand hat das 
Ergebnis jeder Wahl und jede Änderung in seiner 
Zusammensetzung innerhalb zweier Wochen der 
Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(2) Für Vorstände von Sektionen, Bezirksverwal¬ 
tungen und Landesgeschäftsstellen von Versiche¬ 
rungsträgern gilt Absatz 1 nicht. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß auch ein¬ 
zelne Vorstandsmitglieder den Versicherungsträger 
vertreten können. 

(4) Die Satzung kann mit Wirkung gegen Dritte 
Beschränkungen des Umfangs der Vertretungsmacht, 
die sich nicht aus gesetzlichen Vorschriften ergeben, 
festlegen. 

§ 14 

Haftung 

(1) Die Mitglieder der Organe haften dem Ver¬ 
sicherungsträger für getreue Geschäftsführung wie 
Vormünder ihren Mündeln. Der Versicherungsträger 
kann auf Ansprüche aus der Haftung nur mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde verzichten. Diese kann 
die Haftung an Stelle und auf Kosten des Versiche¬ 
rungsträgers geltend machen. 

(2) Für die Geschäftsführer und deren Stellvertre¬ 
ter sowie die Mitglieder der Geschäftsführung gel¬ 
ten die Vorschriften des Absatzes 1 entsprechend. 


§ 15 

Geschäftsführung 

(1) Für die Geschäftsführung in den einzelnen 
Zweigen der Sozialversicherung gelten folgende 
Vorschriften: 

a) In der Krankenversicherung werden der Ge¬ 
schäftsführer und, soweit ein solcher erforderlich, 
dessen Stellvertreter vom Vorstand gewählt. Für 
die Betriebskrankenkassen bleiben die Vorschrif¬ 
ten des § 362 der Reichsversicherungsordnung 
unberührt; die Bestellung des Geschäftsführers 
bedarf jedoch der Zustimmung des Vorstandes. 
Stimmt der Vorstand nicht zu und bestellt, der 
Arbeitgeber keinen anderen Geschäftsführer, der 
die Zustimmung des Vorstandes findet, werden 
die Aufgaben des Geschäftsführers auf Kosten 
der Betriebskrankenkasse durch die Aufsichts¬ 
behörde oder durch Beauftragte der Aufsichts¬ 
behörde einstweilen wahrgenommen. 

b) In der Unfallversicherung werden der Geschäfts¬ 
führer und, soweit ein solcher erforderlich, des¬ 
sen Stellvertreter vom Vorstand gewählt. 

c) Bei jedem Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten wählt die Ver¬ 
treterversammlung auf Vorschlag des Vorstan¬ 
des eine aus drei Personen bestehende Geschäfts¬ 
führung. Der Vorstand wählt den Vorsitzenden 
der Geschäftsführung. Der Vorsitzende sowie 
die übrigen Mitglieder der Geschäftsführung 
bedürfen der Bestätigung durch die Landesregie¬ 
rung, bei bundesunmittelbaren Körperschaften 
durch die Bundesregierung im Einvernehmen mit 
den beteiligten Landesregierungen. Die Mitglie¬ 
der der Geschäftsführung vertreten sich im Be¬ 
hinderungsfall gegenseitig. Für ihr Dienstverhält¬ 
nis gilt § 1343 Satz 2 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung entsprechend, soweit nicht die §§ 9 bis 
11 des Gesetzes über die Errichtung der Bundes¬ 
versicherungsanstalt für Angestellte vom 7. Au¬ 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 857), geändert 
durch das Bundesversicherungsamtsgesetz vom 
9. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 415), unmittel¬ 
bar gelten. 

d) Bei den Versicherungsträgern und Ausführungs¬ 
behörden des Bundes, der Länder, der Gemein¬ 
den oder Gemeindeverbände, bei der Bundes¬ 
bahn-Versicherungsanstalt und den besonderen 
Trägern der Unfallversicherung für die Feuer¬ 
wehren bestimmt die zuständige oberste Verwal¬ 
tungsbehörde das Nähere über die Geschäfts¬ 
führung. 

e) Bei den Trägern der Knappschaftsversicherung 
werden der Geschäftsführer und, soweit ein sol¬ 
cher erforderlich, dessen Stellvertreter vom Vor¬ 
stand gewählt. Die Satzung kann vorsehen, daß 
eine Geschäftsführung (Buchstabe c) gebildet 
wird; Buchstabe c Satz 1, 2 und 4 gilt entspre¬ 
chend. 

(2) Die Vorstände der See-Berufsgenossenschaft 
und der Seekasse können beschließen, daß für die 
See-Berufsgenossenschaft und die Seekasse eine ge¬ 
meinsame Geschäftsführung gebildet wird. In die- 
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sein Falle wählen sie die Geschäftsführer gemein¬ 
schaftlich; über den Vorsitz dabei entscheidet das 
Los. 

(3) Der Geschäftsführer — und im Behinderungs¬ 
fall sein Stellvertreter — sowie die Mitglieder der 
Geschäftsführung gehören dem Vorstand mit bera¬ 
tender Stimme an. § 4 Abs. 6 und § 6 Abs. 4, 6 und 8 
gelten für die Geschäftsführer und ihre gewählten 
Stellvertreter sowie die Mitglieder der Geschäfts¬ 
führung entsprechend. Bei der Aufstellung des Haus¬ 
halts, des Stellenplans und in Fragen der Vermö¬ 
gensanlage der Träger der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten sowie der Knapp¬ 
schaftsversicherung haben die Geschäftsführung als 
solche oder der Geschäftsführer eine beschließende 
Stimme. 

(4) Der Geschäftsführer — und im Behinderungs¬ 
fall sein Stellvertreter — sowie die Mitglieder der 
Geschäftsführung haben hauptamtlich die laufenden 
Verwaltungsgeschäfte des Versicherungsträgers zu 
führen; insoweit vertreten sie den Versicherungs¬ 
träger gerichtlich und außergerichtlich. Beschrän¬ 
kungen der laufenden Geschäftsführung sowie der 
gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung 
durch den Vorstand sind Dritten gegenüber nur 
wirksam, wenn sie sich aus der Satzung ergeben. 

(5) Die Satzung eines bundesunmittelbaren Ver¬ 
sicherungsträgers kann bestimmen, daß eine Ge¬ 
schäftsführung (Absatz 1 Buchstabe c) gebildet wird; 
Absatz 1 Buchstabe c Satz 1, 2 und 4 gilt entspre¬ 
chend. 

(6) Für die Geschäftsführer und deren Stellvertre¬ 
ter (Mitglieder der Geschäftsführung) gelten die 
dienstrechtlichen Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsgesetze, soweit dieses Gesetz nichts Abwei¬ 
chendes vorschreibt. Soweit die Reichsversicherungs¬ 
gesetze oder dieses Gesetz für die Besetzung von 
Stellen als Geschäftsführer von Trägern der Sozial¬ 
versicherung die Erfüllung von Voraussetzungen 
dienstrechtlicher Art vorschreiben, müssen diese 
Voraussetzungen bei der Wahl erfüllt sein. Bei sol¬ 
chen Bewerbern, welche die Befähigung für die Be¬ 
kleidung des Amts eines Geschäftsführers auf Grund 
von Lebens- und Berufserfahrungen innerhalb oder 
außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben 
haben, entscheidet die oberste Verwaltungsbehörde 
über die erforderliche Befähigung. 

Zweiter Abschnitt 
Wahlen 

§ 16 

Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt ist, wer 

1. am einundfünfzigsten Tage vor dem Wahlsonntag 
bei dem Versicherungsträger zu einer der Grup¬ 
pen gehört, aus deren Vertretern sich die Organe 
des Versicherungsträgers zusammensetzen, und 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat oder 
regelmäßig dort beschäftigt oder tätig ist, 


2. am Wahlsonntag das achtzehnte Lebensjahr voll¬ 
endet hat. 

(2) Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen, 

1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor¬ 
mundschaft oder wegen geistigen Gebrechens 
unter Pflegschaft steht, 

2. wer durch Richterspruch die bürgerlichen Ehren¬ 
rechte oder das Wahlrecht rechtskräftig verloren 
hat, 

3. wer wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht ist. 

(3) An Stelle eines Arbeitgebers, der nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht wahlberechtigt oder vom 
Wahlrecht ausgeschlossen ist, kann nach Maßgabe 
der Vorschriften dieser Absätze sein gesetzlicher 
Vertreter oder, wenn ein solcher nicht vorhanden 
ist, ein Geschäftsführer oder bevollmächtigter Be¬ 
triebsleiter das Wahlrecht ausüben. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß nicht wahl¬ 
berechtigt ist, wer mit der Zahlung der Beiträge im 
Rückstand ist. 

§ 17 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist, wer am Tage der Wahlankündi¬ 
gung 

1. bei dem Versicherungsträger zu einer der Grup¬ 
pen gehört, aus deren Vertretern sich die Organe 
des Versicherungsträgers zusammensetzen, oder 
den Organen des Versicherungsträgers nach § 3 
Abs. 4 oder 6 angehören könnte, 

2. das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag besitzt, 

3. seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
in einem Lande hat, das ganz oder teilweise zum 
Zuständigkeitsbereich des Versicherungsträgers 
gehört, oder in einem solchen Lande regelmäßig 
beschäftigt oder tätig ist. 

Wählbar als Arbeitgeber ist auch dessen gesetzlicher 
Vertreter, Geschäftsführer oder bevollmächtigter Be¬ 
triebsleiter. Wählbar als Versichertenältester ist, 
wer am Tage der Wahlankündigung mindestens drei 
Jahre versichert war oder einen Anspruch auf Lei¬ 
stung hat, am Wahlsonntag das vierundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet und seinen Wohnsitz oder ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt in dem Versichertenältesten¬ 
bezirk hat. 

(2) Nicht wählbar ist, 

1. wer nach § 16 Abs. 2 vom Wahlrecht ausgeschlos¬ 
sen ist, 

2. wer durch Richterspruch die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
rechtskräftig verloren hat, 

3. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Ver¬ 
fügung über sein Vermögen beschränkt ist, 

4. wer seit dem letzten Wahljahr nach § 6 wegen 
grober Verletzung seiner Pflichten seines Amtes 
enthoben worden ist. 

Als Versichertenältester ist ferner nicht wählbar, 
wer zur geschäftsmäßigen Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten zugelassen ist. 
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(3) Die Wählbarkeit ruht für 

1. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Versiche¬ 
rungsträgers, 

2. leitende Beamte und Angestellte einer Behörde, 
die Aufsichts- oder Genehmigungsbefugnisse 
gegenüber dem Versicherungsträger hat, 

3. andere Beamte und Angestellte einer solchen Be¬ 
hörde, sofern sie im Fachgebiet der Sozialver¬ 
sicherung tätig sind, 

4. Personen, die regelmäßig freiberuflich für den 
Versicherungsträger tätig sind, 

und zwar für die unter den Nummern 1 bis 3 Ge¬ 
nannten bis zur tatsächlichen Beendigung ihrer 
Tätigkeit, für die unter Nummer 4 Genannten bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dem letzten Tätig¬ 
werden. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß nicht wähl¬ 
bar ist, wer mit der Zahlung der Beiträge im Rück¬ 
stand ist. 

§ 18 

Gruppenzugehörigkeit 

Die Gruppenzugehörigkeit in einem Versiche¬ 
rungszweig und bei einem Versicherungsträger 
richtet sich nach den Vorschriften der Sozialver¬ 
sicherungsgesetze, soweit dieses Gesetz nichts Ab¬ 
weichendes bestimmt. Die Gruppenzugehörigkeit 
der Personen, die Rente aus eigener Versicherung 
beziehen (Rentenbezieher), richtet sich ausschließ¬ 
lich nach diesem Gesetz. 


§ 19 

Gruppe der Versicherten 

(1) In der Krankenversicherung gehören zur 
Gruppe der Versicherten die Mitglieder einer Kran¬ 
kenkasse, soweit sie nicht zur Gruppe der Arbeit¬ 
geber dieser Krankenkasse gehören. 

(2) In der Unfallversicherung gehören zur Gruppe 
der Versicherten die unfallversicherten Personen, 
soweit sie nicht zur Gruppe der Arbeitgeber oder 
zur Gruppe der Selbständigen ohne fremde Arbeits¬ 
kräfte gehören, und die Rentenbezieher. In der land¬ 
wirtschaftlichen Unfallversicherung gehören nur die 
Rentenbezieher zur Gruppe der Versicherten, die ihr 
unmittelbar vor dem Ausscheiden aus der ver¬ 
sicherten Tätigkeit angehört haben. Bei den beson¬ 
deren Trägern der Unfallversicherung für die Feuer¬ 
wehren gehören die freiwilligen Feuerwehrmänner 
zur Gruppe der Versicherten. 

(3) In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie in der Knappschaftsver¬ 
sicherung gehört zur Gruppe der Versicherten, wer 

am Stichtag (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 oder § 17 Abs. 1) 
versicherungspflichtig beschäftigt oder tätig ist 
oder 

in der Zeit vom 1. Januar des zweiten dem Wahl¬ 
jahr vorhergehenden Jahres bis zum Stichtag eine 


Beitragszeit von mindestens sechs Kalender¬ 
monaten zurückgelegt hat 
oder 

bis zum Stichtag eine Versicherungszeit von min¬ 
destens sechzig Kalendermonaten zurückgelegt 
hat, ohne im Besitz eines Rentenbescheides zu 
sein, 

oder 

Rentenbezieher ist. 

§ 20 

Gruppe der Arbeitgeber 

(1) Zur Gruppe der Arbeitgeber gehören nur Per¬ 
sonen, die regelmäßig mindestens einen beim Ver¬ 
sicherungsträger versicherungspflichtigen Arbeit¬ 
nehmer beschäftigen. 

(2) In der Unfallversicherung gehören zur Gruppe 
der Arbeitgeber auch die unfallversicherten Unter¬ 
nehmer und ihre unfallversicherten Ehegatten, so¬ 
weit § 21 nichts Abweichendes bestimmt. In der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung gehören zur 
Gruppe der Arbeitgeber auch die Rentenbezieher, 
die ihr unmittelbar vor dem Ausscheiden aus der 
versicherten Tätigkeit angehört haben. Bei den be¬ 
sonderen Trägern der Unfallversicherung für die 
Feuerwehren gehören die Gemeinden und Gemeinde¬ 
verbände zur Gruppe der Arbeitgeber. 

§ 21 

Gruppe der Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte 

In der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
bilden die Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte 
und ihre unfallversicherten Ehegatten eine Gruppe. 
Zu dieser Gruppe gehören auch die Rentenbezieher, 
die ihr unmittelbar vor dem Ausscheiden aus der 
versicherten Tätigkeit angehört haben. 

§ 22 

Zugehörigkeit zu mehreren Gruppen 

(1) Wer gleichzeitig die Voraussetzungen für die 
Zugehörigkeit zur Gruppe der Versicherten und zur 
Gruppe der Arbeitgeber desselben Versicherungs¬ 
trägers erfüllt, gilt nur als zur Gruppe der Arbeit¬ 
geber gehörig; beschäftigt er außer einer Haus¬ 
angestellten, einer Hausgehilfin oder einer Haus¬ 
haltshilfe keinen anderen Arbeitnehmer, gilt er nur 
als zur Gruppe der Versicherten gehörig. 

(2) Wer gleichzeitig die Voraussetzungen für die 
Zugehörigkeit zur Gruppe der Versicherten und zur 
Gruppe der Selbständigen ohne fremde Arbeits¬ 
kräfte desselben Versicherungsträgers erfüllt, gilt 
nur als zur Gruppe der Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte gehörig. Wer jedoch in dem Jahr vor 
dem Stichtag (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 oder § 17 Abs. 1) 
sechsundzwanzig Wochen als unfallversicherter 
Arbeitnehmer in der Land- oder Forstwirtschaft be¬ 
schäftigt war, gilt nur als zur Gruppe der Versicher¬ 
ten gehörig. 
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§ 23 

örtliche Zuständigkeit 

(1) ln der Rentenversicherung der Arbeiter ist der 
Versicherte wählbar und wahlberechtigt bei der 
Landesversicherungsanstalt, in deren Zuständig¬ 
keitsbereich er seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Ist der Versicherte jedoch an einem 
anderen Ort regelmäßig beschäftigt oder tätig, und 
liegt dieser Ort im Zuständigkeitsbereich einer an¬ 
deren Landes Versicherungsanstalt, so ist er nur bei 
dieser wählbar und wahlberechtigt. In der Knapp¬ 
schaftsversicherung ist der Versicherte bei der 
Knappschaft wählbar und wahlberechtigt, in deren 
Zuständigkeitsbereich er seinen Wohnsitz oder ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Wanderversicherte, die am Stichtag nicht ver¬ 
sicherungspflichtig beschäftigt oder tätig sind, sind 
in dem Versicherungszweig wählbar und wahl¬ 
berechtigt, in dem für sie der letzte Beitrag ent¬ 
richtet worden ist. 

(3) In der Rentenversicherung der Arbeiter und 
in der Knappschaftsversicherung sind die Renten¬ 
bezieher bei der Landesversicherungsanstalt oder 
Knappschaft wählbar und wahlberechtigt, in deren 
Zuständigkeitsbereich sie ihren Wohnsitz oder ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt haben. Rentenbezieher, 
denen eine Gesamtleistung bewilligt worden ist, 
sind wählbar und wahlberechtigt in dem Versiche¬ 
rungszweig des Versicherungsträgers, der die Ge¬ 
samtleistung festgestellt hat. 

§ 24 

Wahlorgane und Rechtsstellung ihrer Mitglieder 

(1) Wahlorgane sind 
die Wahlbeauftragten, 
die Wahlausschüsse und 
die Wahlleitungen. 

(2) Die Wahlbeauftragten und die Mitglieder der 
Wahlausschüsse und der Wahlleitungen sowie die 
Personen, die bei der Ermittlung des Wahlergeb¬ 
nisses zugezogen werden (Wahlhelfer), üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

§ 25 

Wahlbeauftragte 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial¬ 
ordnung bestellt einen Bundeswahlbeauftragten und 
dessen Stellvertreter. Der Bundeswahlbeauftragte 
ist zuständig für die allgemeinen Aufgaben und für 
die Durchführung der Wahlen zu den Organen der 
bundesunmittelbaren Versicherungsträger. Die ober¬ 
sten Verwaltungsbehörden der Länder bestellen die 
Landeswahlbeauftragten und deren Stellvertreter. 
Diesen obliegt die Durchführung der Wahlen zu den 
Organen der Versicherungsträger, deren Zuständig¬ 
keitsbereich sich nicht über das Gebiet eines Landes 
hinaus erstreckt. 

(2) Der Bundeswahlbeauftragte kann für einzelne 
Zweige der Versicherung Richtlinien erlassen, um 
sicherzustellen, daß die Wahlen einheitlich durch¬ 
geführt werden. 


(3) Die Wahlbeauftragten und ihre Stellvertreter 
sind berechtigt, sich an Ort und Stelle davon zu 
überzeugen, daß die Wahlräume den Vorschriften 
der Wahlordnung entsprechend eingerichtet sind und 
daß bei der Wahlhandlung und bei der Ermittlung 
des Wahlergebnisses den Vorschriften dieses Geset¬ 
zes und der Wahlordnung entsprechend verfahren 
wird. 

§ 26 

Wahlen, Stimmabgabe, Wahlräume, Wahltage 

(1) Die Wahlen sind entweder allgemeine Wahlen 
oder Wahlen in besonderen Fällen. Allgemeine 
Wahlen sind die im gesamten Wahlgebiet regel¬ 
mäßig und einheitlich stattfindenden Wahlen. Wahlen 
in besonderen Fällen sind Wahlen zu den Organen 
neu errichteter Versicherungsträger und Wahlen, 
die erforderlich werden, weil eine Wahl für ungültig 
erklärt worden ist (Wiederholungswahlen). 

(2) Die Wahlberechtigten können an den Wahlen 
durch Stimmabgabe in einem Wahlraum oder durch 
Stimmabgabe in einem Wahlbrief (Briefwahl) teil¬ 
nehmen; zur Teilnahme an der Briefwahl bedarf es 
eines Antrags. Arbeitgeber wählen nur brieflich. Bei 
der Briefwahl hat der Wähler dem Versicherungs¬ 
träger gegenüber an Eides Statt zu versichern, daß 
er den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. 
Der Versicherungsträger ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides Statt zuständig; er 
gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetz¬ 
buches. 

(3) Ein nicht zur Gruppe der Arbeitgeber gehöri¬ 
ger Wahlberechtigter, der an den Wahlen durch 
Stimmabgabe in einem Wahlraum teilnehmen will, 
kann seine Stimme innerhalb des Zuständigkeits¬ 
bereichs des Versicherungsträgers, für den gewählt 
wird (Wahlbezirk), in jedem von einer Gemeinde 
oder einem Versicherungsträger eingerichteten 
Wahlraum abgeben. Statt in einem Wahlraum einer 
Gemeinde oder eines Versicherungsträgers kann der 
Wahlberechtigte seine Stimme in einem Wahlraum 
eines Betriebes abgeben, wenn er in einem Betrieb 
beschäftigt ist, für den dieser Wahlraum eingerich¬ 
tet ist, oder wenn die Geschäftsleitung auch bei Feh¬ 
len dieser Voraussetzung den Zutritt zum Wahlraum 
gestattet. 

(4) In jeder Gemeinde ohne einen Wahlraum 
eines Versicherungsträgers ist von der Gemeinde¬ 
verwaltung mindestens ein Wahlraum einzurichten. 
Mit Zustimmung des Versicherungsamtes oder meh¬ 
rerer zuständiger Versicherungsämter kann in einer 
Gemeinde ein Wahlraum für mehrere Gemeinden 
eingerichtet werden, wenn den Wahlberechtigten die 
Stimmabgabe im Wahlraum dadurch nicht in unzu¬ 
mutbarer Weise erschwert wird. 

(5) Die Versicherungsträger, ausgenommen die 
Betriebskrankenkassen und die Knappschaften, rich¬ 
ten in jedem Gebäude, in dem sie einen Geschäfts¬ 
raum für Verwaltungszwecke unterhalten, minde¬ 
stens einen Wahlraum ein; das Versicherungsamt 
kann Ausnahmen zulassen. Die Knappschaften rich¬ 
ten für die Wahl der Versichertenältesten in jedem 
Ältestensprengel mindestens einen Wahlraum ein 
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und für die Wahl der Mitglieder der Vertreter¬ 
versammlung mindestens einen Wahlraum am Sitz 
der Hauptverwaltung. 

(6) Das Versicherungsamt bestimmt, in welchen 
Betrieben, lur die eine Betriebskrankenkasse be¬ 
steht, und in welchen Betrieben mit mehr als 450 Be¬ 
schäftigten mindestens ein Wahlraum einzurichten 
ist, nachdem es der Geschäftsleitung Gelegenheit 
gegeben hat, sich zu äußern, fm Einvernehmen mit 
den Geschäftsleitungen kann das Versicherungsamt 
auch bestimmen, daß für mehrere Betriebe mit zu¬ 
sammen mehr als 450 Beschäftigten oder für einen 
Betrieb mit weniger als 450 Beschäftigten minde¬ 
stens ein Wahlraum eingerichtet wird. Die Wahl¬ 
ordnung regelt, unter welchen Voraussetzungen 
Betriebe von der Verpflichtung, einen Wahlraum 
einzurichten, freizustellen sind. 

(7) In dem Gebäude, in dem sich ein Wahlraum 
befindet, ist jede Beeinflussung der Wähler durch 
Wort, Ton, Schrift oder Bild verboten. 

(8) Wahltag ist ein Sonntag (Wahlsonntag). In 
den Wahlräumen der Versicherungsträger finden 
die Wahlen auch an den beiden vorhergehenden 
Werktagen statt. In Betrieben wird nur an dem vor¬ 
hergehenden Freitag gewählt; das Versicherungs¬ 
amt kann Abweichendes bestimmen. Für die Wahlen 
in der Knappschaftsversicherung bestimmt der zu¬ 
ständige Wahlbeauftragte die Wahltage. 

§ 27 

Wahlausweise 

(1) Die Wahlberechtigten wählen auf Grund von 
Wahlausweisen oder von Unterlagen, die nach der 
Wahlordnung als Wahlausweise gelten. 

(2) Verpflichtet, Wahlausweise auszustellen und 
sie oder andere in ihrem Besitz befindliche Unter¬ 
lagen, die nach der Wahlordnung als Wahlausweise 
gelten, mit den erforderlichen Vermerken sowie 
sonstige für die Wahlen erforderliche Bescheinigun¬ 
gen den Wahlberechtigten auszuhändigen, sind 

die Versicherungsträger, 

die Arbeitgeber im Benehmen mit dem Betriebs¬ 
rat, 

die Gemeindeverwaltungen, 

die Dienststellen des Bundes und der Länder so¬ 
wie 

die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung. 

§ 28 

Arbeitgeberstimmrecht 

(1) Das Stimmrecht des einzelnen Arbeitgebers 
bemißt sich nach der Zahl der am einundfünfzigsten 
Tage vor dem Wahlsonntag in seinem Betrieb be¬ 
schäftigten, beim Versicherungsträger versicherungs¬ 
pflichtigen und wahlberechtigten Versicherten ent¬ 
sprechend der Anlage zu diesem Gesetz. In der 
Unfallversicherung haben Personen, die zur Gruppe 
der Arbeitgeber gehören, ohne versicherungs¬ 
pflichtige und wahlberechtigte Versicherte zu be¬ 
schäftigen, eine Stimme. 


(2) Bei den Gemeindeunfallversicherungsverbän¬ 
den und den besonderen Trägern der Unfallver¬ 
sicherung für die Feuerwehren bemißt sich das 
Stimmrecht der Gemeinden und Gemeindeverbände 
nach der letzten vor dem Stichtag vom Statistischen 
Landesamt veröffentlichten fortgeschriebenen Ein¬ 
wohnerzahl entsprechend der Anlage zu diesem 
Gesetz. 

(3) Die Satzung kann für Abstufung und Höchst¬ 
zahl der Stimmen andere Regelungen treffen. 

§ 29 

Rechtsbehelfe 

Entscheidungen und Maßnahmen, die sich un¬ 
mittelbar auf das Wahlverfahren beziehen, können 
nur mit den in diesem Gesetz und in der Wahl¬ 
ordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen angefochten 
werden. 

§ 30 

W ahlanf echtung 

(1) Jeder Wahlberechtigte, jede nach § 7 Abs. 2 
vorschlagsberechtigte Gewerkschaft, Vereinigung 
von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern, der Bundes¬ 
wahlbeauftragte und der zuständige Landeswahl¬ 
beauftragte können die Wahl durch Klage gegen 
den Versicherungsträger anfechten, wenn gegen 
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit 
oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine 
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch 
den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder 
beeinflußt werden konnte. 

(2) Die Klage ist binnen einem Monat, vom Tage 
der öffentlichen Bekanntmachung des endgültigen 
Wahlergebnisses an gerechnet, bei dem nach § 57 b 
des Sozialgerichtsgesetzes zuständigen Sozialgericht 
zu erheben. Ein Vorverfahren findet nicht statt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen der 
§§ 9 bis 11 entsprechend. 

§ 31 

Wahlordnung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt mit Zustimmung des Bundesrates die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderliche Wahl¬ 
ordnung für die Sozialversicherung. Er trifft darin 
insbesondere Rechtsvorschriften über 

1. die Bestellung der Wahlbeauftragten, die Bil¬ 
dung der Wahlausschüsse und der Wahlleitun¬ 
gen sowie über die Befugnisse, die Beschluß¬ 
fähigkeit und das Verfahren der Wahlorgane, 

2. die Entschädigung der Wahlbeauftragten, der 
Mitglieder der Wahlausschüsse, der Mitglieder 
der Wahlleitungen und der Wahlhelfer, 

3. die Vorbereitung der Wahlen, 

4. den Zeitpunkt für die Wahlen, 

5. die Einreichung, den Inhalt und die Form der 
Vorschlagslisten sowie der dazugehörigen Unter¬ 
lagen, über ihre Prüfung, die Beseitigung von 
Mängeln sowie über ihre Zulassung und Be¬ 
kanntgabe und über Rechtsbehelfe gegen die 
Entscheidungen des Wahlausschusses, 
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6. die Listen/.usammonlegung, die Listenverbin¬ 
dung und die Zurücknahme von Vorschlags¬ 
listen, 

7. die Wahlbezirke sowie die Wahlräume und ihre 
Einrichtung, 

8. die Ausstellung und Aushändigung von Wahl¬ 
ausweisen und anderer Unterlagen zum Nach¬ 
weis der Wahlberechtigung, 

9. die Form und den Inhalt des Wahlausweises 
und des Stimmzettels, 

10. die Stimmabgabe, 

11. die Briefwahl, 

12. die Ermittlung und Feststellung der Wahlergeb¬ 
nisse und ihre Bekanntgabe sowie die Benach¬ 
richtigung der Gewählten, 

13. die Wahlen in besonderen Fällen, 

14. die Kosten der Wahlen und einen Kosten¬ 
ausgleich. 

§ 32 

Strafvorschriften 

(1) Wer wählt, ohne wahlberechtigt zu sein, oder 
sonst ein unrichtiges Wahlergebnis herbeiführt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer das Wahlergebnis 
verfälscht oder unrichtig verkündet oder verkünden 
läßt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

Dritter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 33 


§§ 251 Abs. 2 und 252 Abs. 2 mit der Maßgabe An¬ 
wendung, daß das Versicherungsamt den beteilig¬ 
ten Landkrankenkassen und allgemeinen Orts¬ 
krankenkassen Gelegenheit gibt, sich zu äußern. Zur 
Herbeiführung der Übereinstimmung des Kreises 
von Mitgliedern von Innungen mit dem Kreis der 
Mitglieder von Innungskrankenkassen, die sich über 
die Bezirke mehrerer Versicherungsämter erstrecken, 
trifft der Vorsitzende des Versicherungsamts die 
Entscheidung, in dessen Bezirk die Innungskranken¬ 
kasse ihren Sitz hat. 

§ 34 

Die Ansprüche auf Zahlung der Dienstbezüge, auf 
Wartegeld, Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge 
von Geschäftsführern und deren Stellvertretern, die 
nicht mehr gewählt werden, bleiben unberührt. Der 
Umstand, daß die genannten Personen nicht wieder¬ 
gewählt werden, gilt nicht als wichtiger Grund zui 
Kündigung. 

§ 35 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja¬ 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber¬ 
lin mit folgenden Besonderheiten: 

1. § 7 Abs. 2 Satz 2 gilt in folgender Fassung: 

„Das Recht, Vorschlagslisten einzureichen, haben 
die im gesamten Geltungsbereich dieses Gesetzes 
tätigen Gewerkschaften, Vereinigungen von 
Arbeitgebern und, soweit sie die Voraussetzun¬ 
gen des Absatzes 3 erfüllen, sonstigen Arbeit¬ 
nehmervereinigungen (§ 3 Abs. 4 Satz 1)." 

2. § 7 Abs. 2 Satz 6 ist nicht anzuwenden. 

3. § 7 Abs. 3 Satz 2 gilt ohne die Worte „und freie 
Listen". Satz 4 ist nicht anzuwenden. 


Wiederzulassung 

von Trägern der Krankenversicherung 

(1) § 225 a der Reichsversicherungsordnung findet 
auf die Errichtung von Innungskrankenkassen keine 
Anwendung. 

(2) Soweit infolge von Änderungen des Hand¬ 
werksrechts keine Übereinstimmung des Kreises der 
Mitglieder von Innungen mit dem Kreis der Mit¬ 
glieder von Innungskrankenkassen mehr besteht, 
hat der Vorsitzende des Versicherungsamts, in des¬ 
sen Bezirk die Innungskrankenkasse ihren Sitz hat, 
die Übereinstimmung herbeizuführen. 

(3) Betrifft die Überführung versicherungspflichti¬ 
ger Beschäftigter von Innungen auf Innungskranken¬ 
kassen mehr als vierhundertfünfzig versicherungs¬ 
pflichtige Beschäftigte einer einzelnen Innung, so 
gelten für die Überführung die für die Errichtung 
von Innungskrankenkassen maßgebenden Vor¬ 
schriften entsprechend. 

(4) Absatz 3 gilt auch für die Überführung von 
Mitgliedern von Innungskrankenkassen auf andere 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung. 

(5) Im Falle der Überführung von Mitgliedern 
nach Absatz 2 finden von den Vorschriften der §§251 
bis 254 der Reichsversicherungsordnung nur die 


(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge¬ 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 36 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. *) 

(2) Zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt tre¬ 
ten die diesem Gesetz entgegenstehenden Vorschrif¬ 
ten der Reichsversicherungsgesetze und der zu ihrer 
Änderung, Ergänzung oder Durchführung erlassenen 
Vorschriften außer Kraft, soweit sie nicht in einem 
Teil des Bundesgebiets ganz oder teilweise bereits 
außer Kraft getreten sind. 


Das Gesetz über die Selbstverwaltung und über Änderungen von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Sozialversicherung vom 22. Februar 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 124) ist am 24. Februar 1951 in Kraft ge¬ 
treten. Dieses Gesetz ist auf Grund von Artikel II des Gesetzes vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 421) — in Kraft 
16. August 1952 — in einer Neufassung am 13. August 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 427) bekanntgemacht worden. Die §§ 8 bis 11 und die 
Änderungen in § 12 durch das Fünfte Gesetz zur And ® r ™9 de * 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 15. Februar 1962 (Bundesgesetzb . I 
S. 69) sind am 23. Februar 1962 in Kraft getreten. Der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Änderungen durch das Siebente Gese ^ zu i, A d ' 
rung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 3. August 1967 (B undes 
gesetzbl. I S. 845) ergibt sich aus dessen Artikel 3 S b. 
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Anlage 

(zu § 28 ) 


Mehrfaches Stimmrecht der Arbeitgeber 

versicherungs¬ 

pflichtige 

Stimmen und wahl¬ 

berechtigte 
Beschäftigte 

I. Krankenversicherung 


1. Allgemeine Ortskrankenkassen. 


1 

bei 

1 

bis 

20 



2 

bei 

21 

bis 

50 



3 

bei 

51 

bis 

100 



4 

bei 

101 

bis 

200 


+ 

1 

für 





je 

weitere 

1 

bis 

100 

2. Landkrankenkassen 


1 

bei 

1 



und Innungskrankenkassen: 


2 

bei 

2 

bis 

5 



3 

bei 

6 

bis 

10 



4 

bei 

11 

bis 

25 



5 

bei 

26 

bis 

50 


+ 

1 

für 





je 

weitere 

1 

bis 

50 

bis zur Höchstzahl 

von 20 Stimmen 





Unfallversicherung 

1. Gewerbliche Berufsgenossenschaften 1 

bei 

1 bis 

20 

und See-Berufsgenossenschaft: 2 

bei 

21 bis 

50 

3 

bei 

51 bis 

100 

4 

bei 

101 bis 

200 

+ 1 

für 



je weitere 

1 bis 

100 

bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 


2. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften: 1 

bei 

1 bis 

2 

2 

bei 

3 bis 

4 

3 

bei 

5 bis 

6 

4 

bei 

7 bis 

8 

5 

bei 

9 bis 

10 

+ 1 




(für je 1 bis 5 Beschäftigte) 

bei 

11 bis 

100 

+ 1 




(für je 1 bis 10 Beschäftigte) 

bei 

101 bis 

1 000 

T 1 




(für je 1 bis 20 Beschäftigte) 

bei 

1 001 bis 

5 000 

+ 1 




(für je 1 bis 50 Beschäftigte) 

bei 

5 001 bis 

10 000 


Stimmen 

3. Gemeindeunfallversicherungsverbände 

und besondere Träger der Unfallversicherung 
für die Feuerwehren 

a) Stadt- und Landgemeinden 1 auf je 

b) Landkreise 1 auf je 

c) Bezirks verbände 1 auf je 

— als Arbeitgeber -—- 


Einwohner 


1 bis 1 000 
1 bis 10 000 
1 bis 100 000 
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versicherungs¬ 
pflichtige 
Stimmen und wahl¬ 
berechtigte 
Beschäftigte 


III. 

Rentenversicherung der Arbeiter 

1 

bei 

1 

bis 

20 



2 

bei 

21 

bis 

50 



3 

bei 

51 

bis 

100 



4 

bei 

101 

bis 

200 



+ 1 

für 






je weitere 

1 

bis 

100 

IV. 

Rentenversicherung der Angestellten 

1 

bei 

1 

bis 

20 


2 

bei 

21 

bis 

50 



3 

bei 

51 

bis 

100 



4 

bei 

101 

bis 

200 



+ 1 

für 






je weitere 

1 

bis 

100 

V. 

Knappschaftsversicherung 

1 

für je 1 

bis 

100 


bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 
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Bekanntmachung 

der Neufassung des § 414 d der Reichsversicherungsordnung 
Vom 23. August 1967 

Auf Grund des Artikels 3 § 5 des Siebenten Ge¬ 
setzes zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 
vom 3. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 845) wird 
nachstehend der Wortlaut des § 414 d der Reichs¬ 
versicherungsordnung in der vom Inkrafttreten des 
Siebenten Gesetzes zur Änderung des Selbstver¬ 
waltungsgesetzes an geltenden Fassung bekannt¬ 
gemacht. 


Bonn, den 23. August 1967 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

In Vertretung 
Kattenstroth 


§ 414 d der Reichs Versicherungsordnung 
in der Fassung vom 23. August 1967 

§ 414d 

Für die Organe, die Geschäftsführer und die ge¬ 
wählten Stellvertreter der Geschäftsführer der Ver¬ 
bände gelten § 342 Abs. 1, § 345 Abs. 1 und 2 und 
§ 346 dieses Gesetzes sowie § 3 Abs. 3, § 4 Abs. 1, 3, 
6 und 7, §§ 5, 6, 12, 13 Abs. 1, 3 und 4, § 14, § 15 
Abs. 3, 4 und 6, § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 des Selbstverwaltungsgesetzes 
entsprechend. 
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